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Rundschreiben SenFin  IV  Nr.  63/2017 
 
 
Steuerliche  Berücksichtigung  von  selbst  getragenen  Aufwendungen  für 
Dienstkraftfahrzeuge 
 

hier: Urteile des Bundesfinanzhofs (BFH) vom 30.11.2016 

 
Anlage:   Schreiben des Bundesministeriums der Finanzen (BMF) vom 21.09.2017 
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1. Allgemeines 

Der BFH hat mit seinen Urteilen vom 30.11.2016 (VI R 2/15 und VI R 49/14) ent-
schieden, dass 
 

a. Nutzungsentgelte und andere Zuzahlungen des/der Arbeitnehmerin/s an 
den Arbeitgeber für die außerdienstliche Nutzung eines betrieblichen Kraft-
fahrzeugs (d.h. für die Nutzung zu privaten Fahrten, zu Fahrten zwischen 
Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sowie zu Heimfahrten im Rahmen einer 
doppelten Haushaltsführung) den geldwerten Vorteil aus der Nutzungsüber-
lassung mindern (R 8.1 Abs. 9 Nr. 4 Satz 1 LStR 2015). 
Dabei hat der BFH seine Rechtsprechung zugunsten der Steuerpflichtigen in-
soweit modifiziert, als nunmehr nicht nur ein pauschales Nutzungsentgelt, 
sondern auch einzelne (individuelle) Kosten (z.B. Kraftstoffkosten) der/des 
Arbeitnehmerin/s bei Anwendung der pauschalen Nutzungswertmethode (1 %-
Regelung, 0,03 %-Regelung) steuerlich zu berücksichtigen sind; 

 
b. eine vorteilsmindernde Berücksichtigung der für das betriebliche Kraftfahr-

zeug (Kfz) selbst getragenen Aufwendungen allerdings nur in Betracht kommt, 
wenn der geltend gemachte Aufwand im Einzelnen umfassend dargelegt und 
belastbar nachgewiesen wird; 
 

c. ein den geldwerten Vorteil übersteigender Betrag weder zu negativem Ar-
beitslohn noch zu Werbungskosten führt. 

 
 
 

2. Anwendungshinweise 
Das BMF folgt dieser Rechtsprechung und hat zwischenzeitlich mit Anwen-
dungsschreiben vom 21.09.2017 (vgl. Anlage) aufgezeigt, auf welche Weise 
vom/ von der Arbeitnehmer/in selbst getragene Aufwendungen bei der Überlas-
sung eines Dienstwagens zu berücksichtigen sind. Die o. g. BFH-Urteile sind 
demzufolge über den jeweils entschiedenen Einzelfall hinaus entsprechend den 
aufgeführten Regelungen anzuwenden. Das Anwendungsschreiben gilt ab sofort 
in allen offenen Fällen und legt insbesondere Folgendes dar:  

 

a. Pauschale Nutzungswertmethode („1 %-Regelung / 0,03 %-Regelung“; vgl. 
Anlage: Pkt. 3) 
 

Bisher galt, dass die vollständige oder teilweise Übernahme nur einzelner 
Kfz-Kosten, wie z. B. Benzinkosten, nicht zu einer Minderung des geldwerten 
Vorteils führt.  
Der BFH änderte mit den o. g. Entscheidungen seine Rechtsauffassung. 
Nunmehr werden auch einzelne, individuelle Kfz-Kosten, die der/die Arbeit-
nehmer/in selbst getragen hat, zu seinen/ihren Gunsten auf den geldwerten 
Vorteil angerechnet, wenn diese arbeitsvertraglich oder aufgrund einer ar-
beits- oder dienstrechtlichen Rechtsgrundlage (Nutzungsvereinbarung) 
vereinbart sind. 
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Ein den geldwerten Vorteil übersteigendes Nutzungsentgelt führt nicht zu ne-
gativem Arbeitslohn. Das heißt, der geldwerte Vorteil kann durch Zuzahlun-
gen bzw. selbst getragene, individuelle Kosten lediglich bis zu einem Betrag 
von 0 Euro gemindert werden. Ebenso scheidet ein Werbungskostenabzug 
bei den Einkünften aus nichtselbständiger Arbeit aus. Ein verbleibender Rest-
betrag bleibt folglich ohne steuerliche Auswirkungen. 
 

b. Individuelle Nutzungswertmethode („Fahrtenbuchmethode“; vgl. Anlage: Pkt. 5) 
 

Bei der Ermittlung des geldwerten Vorteils nach der Fahrtenbuchmethode gilt 
grundsätzlich auch weiterhin, dass vom/von der Arbeitnehmer/in selbst getra-
gene Kfz-Kosten von vornherein nicht zu den Gesamtkosten des Dienstwa-
gens gehören (R 8.1 Abs. 9 Nr. 2 Satz 8, zweiter Halbsatz LStR 2015). Dies 
hat zur Folge, dass der geldwerte Vorteil von entsprechend niedrigeren Ge-
samtkosten ermittelt wird. 
 

Es wird jedoch nicht beanstandet, wenn alternativ die selbst getragenen 
Kfz-Kosten in den Gesamtkosten des Dienstwagens verbleiben und als Nut-
zungsentgelt auf den individuellen geldwerten Vorteil bis maximal auf 0 Euro 
angerechnet werden; analog der pauschalen Nutzungswertmethode.  

 
c. Lohnsteuerabzugsverfahren (vgl. Anlage: Pkt. 8.1)  

 

Voraussetzung für die Anrechnung im Lohnsteuerabzugsverfahren ist, dass 
die selbst getragenen Kosten dem Arbeitgeber jährlich umfassend dargelegt 
und nachgewiesen werden. Die Originalbelege verbleiben beim Lohnkonto. 
Der Arbeitgeber hat in diesem Zusammenhang keine Ermittlungspflichten. 
 

Aus Vereinfachungsgründen wird es nicht beanstandet, wenn der Arbeitge-
ber für den laufenden Lohnsteuerabzug zunächst vorläufig und fahrzeugbe-
zogen 1/12 des Vorjahreswertes zugrunde legt und nach Ablauf eines Ka-
lenderjahres bzw. bei Beendigung des Arbeits- bzw. Dienstverhältnisses eine 
etwaige Lohnsteuerdifferenz ausgleicht. 

 
 
Ich bitte um Beachtung des als Anlage beigefügten BMF-Schreibens vom 
21.09.2017. 
 
In Zweifelsfragen verweise ich auf die Möglichkeit einer Anrufungsauskunft beim zu-
ständigen Betriebsstättenfinanzamt (§ 42e EStG). 
 
 
 
Im Auftrag 
 
Mayr 

 


